Argumente der Freihandels-Gegner*innen
Die Forderung, Freihandel zu betreiben und die nationalen Märkte für ausländische Unternehmen zu öffnen, gehört inzwischen zum handelspolitischen „Mainstream“. Doch das war nicht immer so. Gerade Länder wie Großbritannien und die USA, aber auch praktisch alle anderen Industriestaaten, haben in ihrer Geschichte eine Phase des Protektionismus durchlaufen. Als protektionistisch können verschiedene Maßnahmen zum Schutz der eigenen Wirtschaft bezeichnet werden, etwa das Verhängen von Import- oder Exportzöllen, die Subventionierung bestimmter Industriezweige und vieles mehr. Großbritannien und die USA schützten ihre Industrien massiv und erst in dem Moment, in dem sie wirtschaftlich konkurrenzfähig waren, öffneten sie ihre Märkte für andere Länder und setzen sich seither für einen schrankenlosen Handel ein. Von Ländern, die bislang keine stabilen Industrien entwickeln konnten, wird nun aber abverlangt, sich ungeschützt in den Freihandel zu begeben, z.B. indem Zölle abgebaut werden, die vormals bestimmte Industriezweige schützten. Peter Wahl von der Nichtregierungsorganisation Weed drückt es in einem Interview mit dem Deutschlandfunk folgendermaßen aus: "Man muss sich ja vorstellen, das sind gleiche Wettbewerbsbedingungen für einen Maserati und für einen Eselskarren, die haben jetzt plötzlich die gleichen Bedingungen, keine Zölle, die die Unterschiede ausgleichen, keine administrativen Auflagen um den Eselskarren sozusagen in Schutz zu nehmen vor dem Maserati." [1] Obwohl die Industrieländer massiv von protektionistischen Maßnahmen profitiert haben – und immer noch profitieren, wie etwa die EU-Subventionen für die europäische Landwirtschaft zeigen (s.u.) - werden sie gegenüber anderer Länder stets als illegitim und wettbewerbsverzerrend kritisiert. [2] 
Begründet wird das mit David Ricardos komparativem Kostenvorteil, der verspricht, dass ein Land vom Freihandel selbst dann profitieren kann, wenn es im Vergleich zu dem Handelspartner in allen Wirtschaftszweigen im Nachteil ist. Die vermeintlich entstehenden Vorteile durch Freihandel werden ständig wiederholt und die ärmeren Länder dazu gedrängt, in den Freihandel mit Industrieländern zu treten. In der Realität löst sich das Versprechen all zu oft aber doch nicht ein. [3] 

Der zu den wenigen vergleichsweise Vorteilen, die viele Länder des Südens zu den mächtigen Industrienationen haben, gehören Rohstoffe und billige Arbeitskräfte. Richtet ein Land seine wirtschaftspolitischen Bestrebungen auf diese beiden Bereiche, droht es aber schnell in einen Teufelskreis zu geraten: 

- Der Abbau von Rohstoffen geht oft mit immenser Umweltverschmutzung und Menschen-rechtsverletzung einher. Der Abbau und direkte Export von Rohstoffen fördert keine diversifizierte Wirtschaft. Hinzukommt eine extreme Abhängigkeit von Weltmarktpreisen, deren Sinken für Länder, die nur auf wenige Rohstoffe spezialisiert sind, verheerend sein kann.

- Werden Unternehmen mit dem Versprechen nach billigen Arbeitskräfte angelockt, entsteht eine Konkurrenz zu anderen sogenannten „Billiglohnländern“. Unternehmen drohen abzuwandern, wenn ihnen die Konditionen nicht mehr passen. Das führt dazu, dass Löhne gedrückt und Arbeitsstandards immer weiter abgesenkt werden (z.B. Gewerkschaftsrechte, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, sozialversicherungspflichtige Beschäftigung).

Die Ausweitung des Freihandels hat demnach nicht allen Ländern genutzt, speziell Länder des Südens wurden daran gehindert, ihre Wirtschaft zu diversifizieren. Wirtschaftsexperte Miguel Pickard zieht demnach auch eine negative Bilanz: „[...] Den Entwicklungsländern wurde ‚die Leiter entzogen‘, die sie gebraucht hätten, um ein ausreichendes Niveau an Industrialisierung zu erreichen.“ [4]
Denn die Freihandelsabkommen bevorteilen vor allem die Unternehmen, und schränken gleichzeitig die Handlungsfähigkeit der Staaten ein, regulierend einzugreifen. 
Vorrangiges Ziel der Abkommen ist es, Unternehmen einen möglichst freien und reibungslosen Zugang zu neuen Märkten erschließen. [5] Die genaue Ausgestaltung ist von Abkommen zu Abkommen unterschiedlich. Es gibt aber verschiedene Bereiche, die immer in ähnlicher Weise verhandelt werden. Die Maßnahmen zielen aber alle darauf ab, Liberalisierung des Welthandels und den Abbau protektionistischer Maßnahmen voranzutreiben: 
- Abbau von Zöllen und Subventionen. Diese Maßnahmen gehören zur Grundausstattung der Freihandelspolitik. Was in einigen Fällen durchaus sinnvoll sein kann, birgt Gefahren, wenn es als immer und überall richtiges Mittel der Wahl propagiert wird.
Am Beispiel von nordamerikanischem Freihandelsabkommen NAFTA, das 1994 zwischen  Mexiko, Kanada und den USA abgeschlossen wurde, lassen sich die Folgen des uneingeschränkten Abbaus von Zöllen zeigen. Da nun zollfrei in die USA exportiert werden kann, haben viele US-amerikanische Firmen ihre Produktion nach Mexiko verlagert. Das hat mehrere Gründe: Die Löhne sind dort wesentlich niedriger, Arbeitsstandards und Arbeitsrechte (gewerkschaftliche Organisation, Kranken- und Rentenversicherung etc.) sowie Umweltschutz sind laxer oder leichter zu umgehen. Viele Arbeitsplätze haben sich dadurch von den USA nach Mexiko verschoben, die Arbeitsbedingungen sind aber aus den o.g. Gründen überaus prekär. Auch profitieren die Unternehmen besonders von Steuererleichterungen in den Freihandelszonen – Geld, das dann dem mexikanischen Staat fehlt, um es in Sozialprogramme zu investieren.

Und beim Thema Subventionen zeigt sich die Doppelzüngigkeit der EU: Als Verfechterin des Freihandels fordert sie von Verhandlungspartner*innen den Abbau von Subventionen. Gleichzeitig hält sie aber an der Subventionierung der eigenen Landwirtschaft fest. Das führt in der EU zu Überproduktion, die dann in andere Länder exportiert wird und dort die lokale Landwirtschaft bedroht. [6]
- Regelungen zum Geistigen Eigentum: Innerhalb der Freihandelsabkommen wird u.a. der Schutz von Patenten geregelt. Häufig wird hier das Verbot von Generika erwähnt. Generika sind billige Kopien von Medikamenten, die normalerweise große Pharmaunternehmen vertreiben. In vielen Ländern des Südens wird allerdings die Produktion von Generika unterstützt, weil nur so den Betroffenen ärmerer Bevölkerungsteile der Zugang zu den notwendigen Medikamenten ermöglicht wird. 

Und auch das Saatgut gerät bei Regelungen zum Geistigen Eigentum ins Visier: Zum Beispiel wurde auf Druck der USA die sogenannte UPOV 91 Teil des CAFTA-Abkommens (Freihandelsabkommen zwischen USA und Zentralamerika). Diese Übereinkunft gibt den kommerziellen Saatgutzüchter*innen (also großen Saatgutunternehmen) weitreichende Rechte und erschwert sowohl den Nachbau (aus Pflanzen des Vorjahres neues Saatgut zu gewinnen) als auch Tausch von Saatgut unter Kleinbäuerinnen und -bauern. Diese Jahrtausende alte Praxis, die Voraussetzung für die Entstehung vielfältiger Nahrungsmittel war und zu einer immensen Biodiversität auf den Äckern geführt hat, soll nun unterbunden werden und die Landwirt*innen dazu gezwungen werden, Saatgut nur noch von großen Unternehmen zu kaufen. Dabei ist das bäuerliche Saatgut wesentlich besser an die lokalen Bedingungen angepasst und benötigt meist auch weniger Pestizide, um Schädlinge abzuwehren. [7] In den Augen der Unternehmen stellt das lokale Saatgut aber einen großen Nachteil dar: man kann keine Profite damit erwirtschaften. Weltweit gibt es immer wieder Proteste gegen die UPOV 91. So auch 2014 in Guatemala, als die Regierung versuchte, die Übereinkunft in nationales Recht zu überführen. Dort war die Zivilgesellschaft bisher erfolgreich mit ihrem Protest. [8]
- Investorenschutz: Der Schutz für  ausländische Investoren vor willkürlicher Enteignung klingt schlüssig. Doch die Rechte der Investoren werden immer umfangreicher. So sollen vermehrt sogenannte Investor-Staat-Streitbeilegungsverfahren (ISDS) und ähnliche Instrumente in Handelsabkommen aufgenommen werden. Sie sichern Unternehmen einseitig Rechte zu. Die können dann Länder verklagen (umgekehrt nicht), wenn sie von direkter oder „indirekter“ Enteignung bedroht sind und auch zukünftige Gewinne gefährdet sein könnten. Als indirekte Enteignung kann eine Gesetzesinitiative interpretiert werden, die den Umweltschutz stärkt und so die Gewinnerwartung von einem Unternehmen durch höhere Auflagen gefährdet. [9]
- Deregulierung der Auftragsvergabe: eine Grundsäule der derzeitigen Freihandelspolitik ist, dass einheimische und ausländische Unternehmen gleichgestellt sein müssen, sich also jedes Unternehmen auf eine öffentliche Ausschreibung bewerben kann. Das bevorzugt große transnationale Unternehmen, die mehr Ressourcen und Kapazitäten haben, sich auf solche Ausschreibungen zu bewerben. Müssen kleine und lokale Unternehmen mit ihnen konkurrieren, haben sie häufig das Nachsehen.
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